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Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 

1017 wie n 

Auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum Nationalrat 

Robert strobl und Genossen vom 2. Dezember 1988, Nr. 3056/J, 

betreffend straßenverkehrsbeitrag, beehre ich mich folgendes 

mitzuteilen: 

Zu 1. und 2.: 

Die Einnahmen aus dem straßenverkehrSbeitrag bzw. die zur Ab­

geltung von Retorsionsmaßnahmen ausländischer staaten den be­

troffenen inländischen Unternehmern seitens der Abgabenbehör­

den'gewährten Nachsichten wiesen, wie ich bereits in meiner 

Antwort auf die am 15. April 1988 an mich gerichtete schrift­

liche Anfrage Nr. 1985/J ausgeführt habe, folgenden Umfang 

auf: 

im Jahr 

1986 1987 

Einnahmen 2.642,88 Mio S 2.724,68 Mio S 

Abgabennachsichten 354,46 Mio S 380 / 16 Mio S 

Nettoergebnis rd. 2.288,4 Mio S 2.344,5 Mio S 
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Von diesem Nettoergebnis entfallen 

im Jahr 

auf 1986 1987 

Inländer 1. 165,4 Mio S 1.168,0 Mio 

Ausländer 1.123,0 Mio S 1.176,5 Mio 

Der Unternehmern im Bereich der Finanzlandesdirektion für 

Tirol zugute gekommene Teil der oben dargestellten Abgaben­

nachsichten betrug im Jahr 1986 93,6 Mio S und im Jahr 1987 

92,6 Mio s. 

S 

s 

Um ein vollständiges Bild über die durch die Abgeltung aus~ 

ländischer Retorsionsmaßnahmen erwachsenen Belastungen zu er­

halten, sind den seitens der Abgabenbehörden gewährten Nach­

sichten die durch das Bundesministerium für öffentliche Wirt­

schaft und Verkehr geleisteten Beiträge, das waren im Jahr 

1986 58,2 Mio S und im Jahr 1987 59,8 Mio S, hinzuzurechnen. 

Eine Darstellung der davon auf Tiroler Unternehmen entfallen­

den Anteile ist mangels einer gesonderten statistischen Er­

fassung leider nicht möglich. 

Zu 3.: 

Eine Anhebung des Straßenverkehrsbeitrages wird in meinem 

Ressort derzeit nicht überlegt. 
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